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EINSCHREIBEN


Administration communale


[…]

[…]


[…]


[Ort], den [Datum]
Einsprache gegen das Baugesuch im Namen von  […], betreffend das das Baugesuch: […], Parzelle […], [Plan …]

Sehr geehrte Damen und Herren

[Ich erhebe /Wir erheben] hiermit Einsprache gegen oben genanntes Baugesuch.

Zulässigkeit
a)
Die Einsprachefrist läuft am [Datum] ab. Die vorliegende Einsprache wurde entsprechend fristgerecht eingereicht.

b)
[Ich bin / Wir sind] direkte[r] Nachbar[n] oder Besitzer einer Parzelle in direkter Nachbarschaft der Parzelle auf welcher das strittige Gebäude erstellt werden soll. [Ich bin / wir sind] entsprechend Einspracheberechtigt. 
Rechtsmittel
1.
Bei [dem / den] vorgesehene[n] Gebäude[n] handelt es sich zweifelsohne um [eine] Zweitwohnung[en.]
2.
Aufgrund von Artikel 195 der BV trat der Artikel 75b mit der Annahme durch Volk und Stände sofort in Kraft. Der Wortlaut von Absatz 1 «Der Anteil von Zweitwohnungen am Gesamtbestand der Wohneinheiten und der für Wohnzwecke genutzten Bruttogeschossfläche einer Gemeinde ist auf höchstens 20 Prozent beschränkt.» ist präzise genug, damit er direkt auf Entscheide zur Erteilung von Baubewilligungen nach dem 11. März 2012 angewandt werden kann. Dies geht aus dem erläuternden Bericht zu Artikel 9 der Zweitwohnungsverordnung vom 22. August 2012 klar hervor. Dort steht geschrieben:


«Artikel 75b BV ist mindestens teilweise auch direkt anwendbar. Namentlich Artikel 75b Absatz 1 BV, wonach der Anteil an Zweitwohnungen am Gesamtbestand der Wohneinheiten und der für Wohnzwecke genutzten Bruttogeschossfläche einer Gemeinde auf 20 Prozent beschränkt ist, lässt sich direkt anwenden, auch ohne dass das in Artikel 75b Absatz 2 BV vorgesehene Ausführungsgesetz erlassen ist. Auch die Spielräume bei der Auslegung des Begriffs der Zweitwohnung hindern die direkte Anwendbarkeit nicht. Ebenso wenig wird die direkte Anwendbarkeit dadurch gehindert, dass die Verordnung bloss auf die Gesamtheit der Wohneinheiten und nicht auch auf die Bruttogeschossfläche Bezug nehmen kann, weil die nötigen Daten für die Bruttogeschossfläche nicht innert nützlicher Frist beschafft werden können. Die 20 Prozent-Quote ist erreicht bzw. überschritten, wenn sie auch nur einen der beiden Parameter, nämlich den Gesamtbestand der Wohneinheiten, erfüllt ist.»


b)
Der ehemalige Präsident des Bundesgerichts untermauert diese Position mit einer vollständigen Argumentation im Rahmen eines Interviews in der Deutschschweizer Sonntagspresse am 26. August 2012.

Wahlweise
Im Anhang [füge ich / fügen wir] eine Kopie des Artikels sowie eine Kopie eines entsprechenden Artikels aus «Le Temps» vom 31. August 2012 bei.
Im Sinne der ständigen Rechtssprechung wendet die Behörde das am Tag der Entscheidung gültige Recht an (Droit administratif volume II, Pierre Moor et Etienne Poltier, Berne 2011, p. 302).

Die Erteilung von Baubewilligungen für den Bau von Zweitwohnungen in Gemeinden wie [GEMEINDE] widerspricht somit der neuen Verfassungsbestimmung. Die Zunahme solcher Bauprojekte seit dem Inkrafttreten von Artikel 75b der Bundesverfassung verändert die Umwelt und die Landschaft in [GEMEINDE] unumkehrbar, sollten die Projekte gebaut werden.

3.
Das Argument, dass der Begriff der Zweitwohnung rechtlich noch nicht definiert wurde ist irrelevant. Erstens wird der Begriff der Zweitwohnung seit mehr als zehn Jahren vom Bundesamt für Statistik verwendet. Wobei eine Zweitwohnung eine Wohnung umschreibt, deren Eigentümer seinen Wohnort nicht in der Standortgemeinde des Gebäudes hat. Dass dieser Begriff im Rahmen der Diskussionen um die Umsetzung der Ausführungsbestimmungen in Frage gestellt wurde ändert daran nichts. Im Übrigen entspricht die vom Bundesrat im Artikel 2 der Zweitwohnungsverordnung verwendete Definition dem bestehenden Begriff.

Auf denselben Begriff stützte sich das Parlament bei der Ausarbeitung des Artikels 8 RPG, in Kraft seit dem 1. Juli 2011, wobei dieser Artikel als indirekter Gegenvorschlag zur Initiative diente! Die Wahrnehmung der Bürger der Zweitwohnung in Abgrenzung zum Hauptwohnsitz entspricht ebenfalls diesem Begriff.

4.
Im Gegensatz zur Meinung Einzelner bedeutet Absatz 2 der Übergangsbestimmungen nicht, dass der Verfassungsartikel nicht auf die Baubewilligungen vor dem 31. Dezember 2012 angewandt werden kann.


Der Sinn der Übergangsbestimmungen in Artikel 197, Absatz 2, Abschnitt 8 ist es, auf zwei Ebenen Druck auf den Gesetzgeber auszuüben, damit er innert kurzer Frist die zur Ergänzung der direkt anwendbaren Verfassungsbestimmungen von Artikel 75b BV notwendigen Ausführungsbestimmungen erlässt. Die radikale Sanktion in Form einer absoluten Nichtigkeit wurde auf den ersten Januar nach Annahme der neuen Verfassungsbestimmung hinausgeschoben, um dem Gesetzgeber Zeit zu lassen, geeignete und pragmatische Lösungen für die vor dem 11. März 2012 publizierten Baugesuche zu finden (vgl. Pressemitteilung des UVEK vom 15. März 2012). Ansonsten waren die Initianten in Unwissenheit über das Abstimmungsdatum der Initiative.


Im Rahmen seiner Pressemitteilung vom 15. März 2012 hat das UVEK klargestellt, dass Artikel 197, Absatz 2, Abschnitt 8 nicht bedeutet, dass nach dem Abstimmungsdatum aber vor Ende des Jahres eingereichte Baubewilligungen problemlos erteilt werden können. Dies würde dem Verfassungsartikel widersprechen.

Das UVEK hat entsprechend den Behörden, die Baubewilligungen erteilen empfohlen, die Gesuche für Baubewilligungen nach dem 11. März 2012 im Zweifelsfall zu sistieren. Im Zweifelsfall, ob es sich um eine Zweitwohnung handelt, wie im vorliegenden Fall. Und dies bis zur Annahme der Übergangsbestimmungen.

5.
Auf jeden Fall wird auch die Verordnung dem Gesuchssteller keine Hilfe sein, zudem sie erst am 1. Januar 2013 in Kraft tritt, da das vorliegende Baugesuch keiner der Ausnahmen nach Artikel 3, 4, 5 oder 8 der Verordnung entspricht.

[Ich schliesse / Wir schliessen] hier mit der Empfehlung, das Baugesuch einfach abzulehnen.

Freundliche Grüsse


[Vorname, Name]


[Unterschrift]
